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Verwaltungsverbands Langenau 
 

Alb-Donau-Kreis  
 

Satzung über die Erhebung von Gebühren für öffentli che Leistungen  
(Verwaltungsgebührensatzung) 

 
 
Aufgrund von § 5 Absatz 3 der Gesetzes über die kommunale Zusammenarbeit (GKZ) i. V. 
mit § 4 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO), §§ 2 und 11 des Kommuna-
lenabgabengesetzes (KAG) und § 4 Absatz 3 Landesgebührengesetz (LGebG) für Baden-
Württemberg hat die Verbandsversammlung des Verwaltungsverbands Langenau am 
13.11.2008 folgende Satzung beschlossen: 
 
1. Abschnitt 
Verwaltungsgebühren 
 

§ 1 
Gebührenpflicht 

 
Der Verwaltungsverband erhebt für öffentliche Leistungen, die er auf Veranlassung oder im 
Interesse Einzelner vornimmt, Gebühren nach dieser Satzung (Verwaltungsgebühren), so-
weit nicht Bundesrecht oder Landesrecht etwas anderes bestimmen. Unberührt bleiben Be-
stimmungen über Verwaltungsgebühren in besonderen Gebührensatzungen der Gemeinden.  
 
 

§ 2 
Gebührenfreiheit 

 
(1) Für die sachliche Gebührenfreiheit gelten die Bestimmungen des § 9 Landesgebühren-

gesetz entsprechend. Für die persönliche Gebührenfreiheit gelten die Bestimmungen des 
§ 10 Absatz 1 Sätze 1 und 2 sowie Absatz 2, 5 und 6 des Landesgebührengesetzes ent-
sprechend, soweit Gegenseitigkeit besteht. 

 
(2) Soweit der Verwaltungsverband Langenau Aufgaben einer unteren Verwaltungsbehörde 

wahrnimmt, gilt für die persönliche Gebührenfreiheit außerdem § 10 Absatz 3 bis 6 des 
Landesgebührengesetzes entsprechend. 

 
(3) Verwaltungsgebühren werden nicht erhoben für Verfahren, die vom Verwaltungsverband 

Langenau ganz oder überwiegend nach den Vorschriften der Abgabenordnung durchzu-
führen sind, mit Ausnahme der Entscheidung über Rechtsbehelfe. 

 
(4) Weitere spezialgesetzliche Gebührenbefreiungstatbestände bleiben unberührt. 
 
 

§ 3 
Gebührenschuldner 

 
(1) Zur Zahlung der Verwaltungsgebühren und Auslagen ist derjenige verpflichtet 

 
1. dem die öffentliche Leistung zuzurechnen ist, 
2. der die Gebühren- und Auslagenschuld dem Verwaltungsverband Langenau gegen-

über durch schriftliche Erklärung übernommen hat, 
3. der für die Gebühren- und Auslagenschuld eines anderen kraft Gesetzes haftet. 
 

(2) Mehrere Gebühren- und Auslagenschuldner haften als Gesamtschuldner. 
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§ 4 
Gebührenhöhe 

 
(1) Die Höhe der Verwaltungsgebühren richtet sich nach dem dieser Satzung beigefügten 

Gebührenverzeichnis. Das Gebührenverzeichnis ist Bestandteil der Satzung. Für öffentli-
che Leistungen, für die im Gebührenverzeichnis weder eine Verwaltungsgebühr bestimmt 
noch Gebührenfreiheit vorgesehen ist, ist eine Gebühr von 5,00 € bis 2.500,00 € zu er-
heben. 

 
(2) Ist eine Verwaltungsgebühr innerhalb eines Gebührenrahmens zu erheben, bemisst sich 

ihre Höhe nach dem Verwaltungsaufwand sowie nach der wirtschaftlichen oder sonstigen 
Bedeutung für den Gebührenschuldner zum Zeitpunkt der Beendigung der öffentlichen 
Leistung. 

 
(3) Ist eine Verwaltungsgebühr nach dem Wert des Gegenstandes zu berechnen, so ist der 

Verkehrswert zur Zeit der Beendigung der Leistung maßgebend. Der Gebührenschuldner 
hat auf Verlangen den Wert des Gegenstandes nachzuweisen. Bei Verweigerung oder 
ungenügender Führung des Nachweises hat die Behörde den Wert auf Kosten des Ge-
bührenschuldners zu schätzen. Sie kann sich hierbei Sachverständiger bedienen. 

 
(4) Wird der Antrag auf Erbringung einer öffentlichen Leistung abgelehnt, wird eine Verwal-

tungsgebühr in Höhe von ein Zehntel bis zum vollen Betrag der Gebühr erhoben, mindes-
tens 5,00 €. Wird der Antrag ausschließlich wegen Unzuständigkeit abgelehnt, wird keine 
Gebühr erhoben.  

 
(5) Wird der Antrag auf Erbringung einer öffentlichen Leistung, mit dessen sachlicher Bear-

beitung begonnen ist, vor Erbringung der öffentlichen Leistung zurückgenommen oder 
unterbleibt die öffentliche Leistung aus sonstigen, vom Schuldner zu vertretenden Grün-
den, so wird je nach dem Stand der Bearbeitung ein Zehntel bis zur Hälfte der vollen Ge-
bühr erhoben. Die Mindestgebühr beträgt 5,00 €. 

 
 

§ 5 
Entstehung der Gebühr 

 
(1) Die Gebührenschuld entsteht mit der Beendigung der öffentlichen Leistung. 
 
(2) Bei Zurücknahme eines Antrags nach § 4 Absatz 5 dieser Satzung entsteht die Gebüh-

renschuld mit der Zurücknahme, in den anderen Fällen des § 4 Absatz 4 Satz 1 dieser 
Satzung mit der Beendigung der öffentlichen Leistung. 

 
 

§ 6 
Fälligkeit, Zahlung 

 
(1) Die Verwaltungsgebühr wird durch schriftlichen oder mündlichen Bescheid festgesetzt 

und ist mit der Bekanntgabe der Gebührenfestsetzung an den Schuldner fällig. 
 
(2) Die Erbringung einer öffentlichen Leistung, die auf Antrag erbracht wird, kann von der 

Zahlung eines Vorschusses oder von der Leistung einer Sicherheit bis zur Höhe der vor-
aussichtlich entstehenden Gebühren und Auslagen abhängig gemacht werden. Dem An-
tragsteller ist eine angemessene Frist zur Zahlung des Vorschusses oder zur Leistung 
der Sicherheit zu setzen. Der Verwaltungsverband Langenau kann den Antrag als zu-
rückgenommen behandeln, wenn die Frist nicht eingehalten wird und der Antragsteller 
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bei der Anforderung des Vorschusses oder der Sicherheitsleistung hierauf hingewiesen 
worden ist.  

 
(3) Ausfertigungen, Abschriften sowie zurückzugebende Urkunden, die aus Anlass der öf-

fentlichen Leistung eingereicht worden sind, können bis zur Bezahlung der festgesetzten 
Gebühren und Auslagen zurückbehalten werden. 

 
 

§ 7 
Auslagen 

 
(1) In der Verwaltungsgebühr sind die dem Verwaltungsverband Langenau erwachsenen 

Auslagen inbegriffen. Übersteigen die Auslagen das übliche Maß erheblich, werden sie 
gesondert in der tatsächlich entstandenen Höhe festgesetzt. Dies gilt auch dann, wenn 
für eine öffentliche Leistung keine Gebühr erhoben wird. 

 
(2) Auslagen nach Absatz 1 Satz 2 sind insbesondere: 
 

a) Gebühren für die Telekommunikation 
b) Reisekosten 
c) Kosten öffentlicher Bekanntmachungen 
d) Vergütungen für Zeugen und Sachverständige sowie sonstige Kosten der Beweiser-

hebung 
e) Vergütung an andere juristische oder natürliche Personen für Leistungen und Liefe-

rungen 
f) Kosten der Beförderung und Verwahrung von Personen und Sachen, 

 
(3) Auf die Erstattung von Auslagen sind die für Verwaltungsgebühren geltenden Vorschrif-

ten entsprechend anzuwenden. Der Anspruch auf Erstattung der Auslagen entsteht mit 
der Aufwendung des zu erstattenden Betrags. 

 
 
2. Abschnitt 
Gebühren für die Erstattung von Gutachten durch den  Gutachterausschuss 
 

§ 8 
Gebührenpflicht 

 
(1) Der Verwaltungsverband Langenau erhebt für die Erstattung von Gutachten durch den 

Gutachterausschuss Gebühren nach Maßgabe der §§ 8 – 14. 
 
(2) Für öffentliche Leistungen der Geschäftsstelle des Gutachterausschusses, insbesondere 

für Auskünfte über Bodenrichtwerte (§ 196 Absatz 3 BauGB) sowie für Auskünfte aus den 
Kaufpreissammlungen gemäß § 13 der Gutachterausschussverordnung gilt der 1. Ab-
schnitt der Gebührensatzung. 

 
 

§ 9 
Gebührenschuldner, Haftung 

 
(1) Gebührenschuldner ist, wer die öffentliche Leistung veranlasst oder in wessen Interesse 

sie vorgenommen wird. 
 
(2) Mehrere Gebührenschuldner haften als Gesamtschuldner. 
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(3) Neben dem Gebührenschuldner haftet, wer die Gebührenschuld durch schriftliche Erklä-
rung gegenüber der Geschäftsstelle des Gutachterausschusses übernommen hat; dies 
gilt auch für denjenigen, der für die Gebührenschuld eines anderen kraft Gesetzes haftet.  

 
 

§ 10 
Gebührenmaßstab 

 
(1) Die Gebühren werden in der Regel nach dem ermittelten Wert der Sachen und Rechte 

bezogen auf den Zeitpunkt des Abschlusses der Wertermittlung erhoben. 
 
(2) Sind in einem Gutachten für mehrere Grundstücke eines Gebietes besondere Boden-

richtwerte (§ 196 Abs. 1 Satz 5 BauGB) zu ermitteln, so gilt als Wert der doppelte Wert 
des gebiets- oder lagetypischen Grundstücks. Bei mehreren gleichartigen Bodenrichtwer-
ten ist der höchste Wert zu Grunde zu legen. Die maßgebliche Grundstücksgröße beträgt 
höchstens 800 m². 

 
(3) Sind im Rahmen einer Wertermittlung mehrere Sachen oder Rechte, die sich auf ein 

Grundstück oder ein grundstücksgleiches Recht beziehen, zu bewerten, so ist die Gebühr 
aus der Summe der maßgeblichen Werte der einzelnen Gegenstände zu berechnen. 
Gleiches gilt, wenn Wertminderungen (wie z.B. Abbruchkosten, Altlasten) zu berücksich-
tigen, Wertunterschiede auf der Grundlage unterschiedlicher Grundstückseigenschaften 
zu ermitteln sind. Wertermittlungen mehrerer Eigentumswohnungen auf einem Grund-
stück oder gleichartiger unbebauter Grundstücke gelten hier als eine Wertermittlung. 

 
(4) Sind Wertermittlungen für Sachen oder Rechte auf unterschiedliche Stichtage durchzu-

führen, ohne dass sich die Zustandsmerkmale (§ 3 Absatz 2 WertV) wesentlich geändert 
haben, so wird für jeden Stichtag eine Gebühr berechnet. Für den höchsten Verkehrswert 
nach Absatz 1 wird die volle Gebühr erhoben. Für alle anderen Verkehrswerte wird der 
halbe Wert nach Absatz 1 zu Grunde gelegt. Sind die tatsächlichen und rechtlichen Ver-
hältnisse antragsgemäß unverändert, ist hierfür ein Viertel des Wertes nach Absatz 1 zu 
Grunde zu legen. 

 
(5) Wird der Wert eines Miteigentumsanteils ermittelt, das nicht mit Sondereigentum nach 

dem Wohnungseigentumsgesetz verbunden ist, so wird die Gebühr aus dem Wert des 
gesamten Grundstücks berechnet. 

 
 

§ 11 
Gebührenhöhe 

 
(1) Bei der Wertermittlung von Sachen und Rechten beträgt die Gebühr bei einem Wert 
 

bis  25.000 € 400,00 € 
bis  100.000 € 620,00 € zuzüglich 2,9 ‰ aus dem Betrag über 25.000 € 
bis 250.000 € 970,00 € zuzüglich 2,3 ‰ aus dem Betrag über 100.000 € 
bis 500.000 € 1.500,00 € zuzüglich 2,1 ‰ aus dem Betrag über 250.000 € 
bis  5.000.000 € 3.100,00 € zuzüglich 0,4 ‰ aus dem Betrag über 500.000 € 
über 5.000.000 € 6.800,00 € zuzüglich 0,4 ‰ aus dem Betrag über 5.000.000 € 

 
(2) Bei unbebauten Grundstücken oder Rechten an solchen Grundstücken beträgt die Ge-

bühr die Hälfte der Gebühr nach Absatz 1, mindestens jedoch 250,00 €. 
(3) Ist das Gutachten auf Antrag entsprechend § 6 Absatz 3 Satz 2 der Gutachteraus-

schussverordnung unter Würdigung der Vergleichspreise und Darlegung der angewand-
ten Methoden auszuarbeiten, erhöht sich die Gebühr um 50 %. 
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(4) Bei geringem Aufwand (Kleinbauten, z. B. Garagen oder Gartenhäuser; Berechnung des 
Herstellungswertes baulicher Anlagen nach vorhandenen Unterlagen, einfache Boden-
ermittlungen) oder wenn dieselben Sachen oder Rechte innerhalb von drei Jahren erneut 
zu bewerten sind, ohne dass sich die tatsächlichen und rechtlichen Verhältnisse geändert 
haben, ermäßigt sich die Gebühr auf die Hälfte. 

 
(5) In den Gebühren ist eine Ausfertigung des Gutachtens für den Antragsteller und eine 

weitere für den Eigentümer bzw. die Eigentümergemeinschaft enthalten, soweit dieser 
bzw. diese nicht Antragsteller/in ist; für jede weitere Ausfertigung bzw. jeden weiteren 
Auszug aus der Wertermittlung, auch aufgrund gesetzlicher Vorschriften, werden dem 
Antragsteller Gebühren nach dem anliegenden Gebührenverzeichnis des Verwaltungs-
verbands Langenau, berechnet. 

 
 

§ 12 
Rücknahme eines Antrages 

 
Wird ein Antrag auf Erstellung eines Gutachtens zurückgenommen, bevor der Gutachteraus-
schuss einen Beschluss über den Wert des Gegenstandes gefasst hat, so wird eine Gebühr 
nach dem Bearbeitungsstand von bis zu 90 % der vollen Gebühr erhoben. Wird ein Antrag 
erst nach dem Beschluss zurückgenommen, so entsteht die volle Gebühr. 
 
 

§ 13 
Besondere Sachverständige, erhöhte Auslagen 

 
(1) Werden mit Zustimmung des Antragstellers besondere Sachverständige bei der Werter-

mittlung zugezogen, so hat der Gebührenschuldner die hierdurch entstehenden Auslagen 
neben den Gebühren nach dieser Satzung zu entrichten. 

 
(2) Soweit die sonstigen Auslagen das übliche Maß übersteigen, sind sie neben der Gebühr 

zu ersetzen. 
 
(3) Für die Erstattung von Auslagen sind die für die Verwaltungsgebühren geltenden Vor-

schriften entsprechend anzuwenden. 
 
 

§ 14 
Entstehung und Fälligkeit 

 
Die Gebühr entsteht mit der Beendigung der Wertermittlung, in den Fällen des § 12 mit der 
Bekanntgabe der Gebührenfestsetzung. Die Gebühr wird einen Monat nach Bekanntgabe 
des Gebührenbescheids fällig. 
 
 
3. Abschnitt 
Schlussbestimmungen 
 

§ 15 
Schlussbestimmung 

 
(1) Die Satzung tritt rückwirkend für die Stadt Langenau zum 6. Dezember 2007, für die Ge-

meinden Altheim (Alb), Asselfingen, Ballendorf, Bernstadt, Börslingen, Breitingen, Holz-
kirch, Neenstetten, Nerenstetten, Öllingen, Rammingen, Setzingen und Weidenstetten 
rückwirkend zum 1. Januar 2007 in Kraft. 
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(2) Zur gleicher Zeit tritt die Gebührensatzung vom 11.12.2001 und alle sonstigen dieser 
Satzung entsprechenden oder widersprechenden Vorschriften außer Kraft.  

 
 
Hinweis: 
 
Eine etwaige Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
Baden-Württemberg (GemO) oder aufgrund der GemO beim Zustandekommen dieser Sat-
zung wird nach § 4 Absatz 4 GemO unbeachtlich, wenn sie nicht schriftlich innerhalb eines 
Jahres seit der Bekanntmachung dieser Satzung gegenüber dem Verwaltungsverband Lan-
genau geltend gemacht worden ist. Der Sachverhalt, der die Verletzung begründen soll, ist 
zu bezeichnen. Dies gilt nicht, wenn die Vorschriften über die Öffentlichkeit der Sitzung, die 
Genehmigung oder die Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind. 
 
Ausgefertigt! 
 
Langenau, 13. November 2008  
 
Verbandsvorsitzender 
 
 
 
Armin Bollinger 
Bürgermeister 


